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(Nr. 13289.) Geſetz über die Schulpflicht in Preußen (Schulpflichtgeſetz:. Vom 15. Dezember 1927. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
ee 


Die Schulpflicht in Preußen beſteht für alle ſtaatsangehörigen ſowie für diejenigen anderen reichs- 
angehörigen Kinder, die ſich dauernd in Preußen aufhalten. Sie iſt durch den Beſuch einer deutſchen Volks— 
ſchule zu erfüllen. 

82. 

(1) Die Schulpflicht beginnt mit dem 1. April für alle Kinder, die bis zum 30. Juni desſelben 
Jahres das ſechſte Lebensjahr vollenden. Kinder, die in der Zeit vom 1. Juli bis zum 30. September 
das ſechſte Lebensjahr vollenden, können auf Antrag des Erziehungsberechtigten zu Beginn des Schul- 
jahrs in die Schule aufgenommen werden, wenn fie die für den Schulbeſuch erforderliche körperliche und 
geiſtige Reife beſitzen. f 

(2) Vorzeitig in die Schule aufgenommene Kinder werden mit der Aufnahme ſchulpflichtig. 

(3) Schulpflichtige Kinder, die körperlich oder geiſtig nicht hinreichend entwickelt find, um mit Erfolg 

am Schulunterrichte teilzunehmen, können auf Grund eines amts- oder ſchulärztlichen Zeugniſſes vom 
Schulbeſuche zurückgeſtellt werden. Beſteht bei der Schulaufſichtsbehörde über die Schulunfähigkeit eines 
Kindes kein Zweifel, ſo kann von der Beibringung eines amts- oder ſchulärztlichen Zeugniſſes abgeſehen 
werden. 
83. 

(1) Die Schulpflicht endet nach Ablauf von acht Jahren mit Schluß des Schuljahrs. 

(2) Für Kinder, die bei Ablauf der achtjährigen Schulpflichtzeit das Ziel der Volksſchule noch nicht 
erreicht haben, kann die Schulpflicht bis zur Dauer eines Jahres verlängert werden. 

(3) Die widerrufliche Beurlaubung eines Kindes aus der Schule bis zum Ende der Schulpflicht 
kann mit Rückſicht auf beſonders ſchwierige häusliche oder wirtſchaftliche oder beſondere, in der Perſon 
des Kindes liegende Verhältniſſe mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde erfolgen, wenn das Kind 
die Schule mindeſtens ſieben Jahre regelmäßig beſucht und ein Jahr der Oberſtufe angehört hat. 

(4) Die Zeit einer Zurückſtellung gemäß § 2 Abſ. 3 wird auf die Geſamtdauer der Schulzeit an- 
gerechnet. 

4 8 4. 
Die Schulpflicht ruht: 
1. für die ſtaatsangehörigen Kinder, die ſich mit Zuſtimmung der Schulaufſichtsbehörde dauernd 
oder zum Beſuch einer ausländiſchen Schule vorübergehend im Ausland aufhalten 
2. für Kinder, die die nach § 2 des Grundſchulgeſetzes vom 28. April 1920 (Reichsgeſetzbl. S. 851) 
einſtweilen noch beſtehenden öffentlichen oder privaten Vorſchulen oder Vorſchulklaſſen be- 
ſuchen 
(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 5. Januar 1928.) 
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3. für Kinder, für die gemäß § 4 des Grundſchulgeſetzes an Stelle des Beſuchs der Grundſchule 
Privatunterricht zugelaſſen iſt, und für Kinder, die nach Ablauf der Grundſchulpflichtzeit wegen 
ungenügender körperlicher oder geiſtiger Entwicklung oder mit Rückſicht auf beſonders ſchwierige 
örtliche Verhältniſſe (weite Wege u. 4.) vom Schulbeſuche zurückgeſtellt werden 

4. für Kinder, für deren Unterricht nach Ablauf der Grundſchulpflichtzeit anderweit ausreichend 
geſorgt iſt. 

§ 5. 


Für blinde und taubſtumme Kinder bewendet es bei den Vorſchriften des Geſetzes vom 7. Auguſt 1911 
(Geſetzſamml. S. 168). Für die Beſchulung ſchwerhöriger, ſprachleidender, ſchwachſinniger, krankhaft ver⸗ 
anlagter, fittlich gefährdeter und verkrüppelter Kinder dürfen im Wege der Verordnung beſondere Vor⸗ 
ſchriften erlaſſen werden, durch die auch Beſtimmungen dieſes Geſetzes eingeſchränkt oder aufgehoben 
werden können. 

86. 


Schulpflichtige Kinder, die beharrlich ohne genügenden Grund die Schule verſäumen, können der 
Schule zwangsweiſe zugeführt werden. Die Schulaufſichtsbehörde ift berechtigt, hierbei die Hilfe der Polizei 
in Anſpruch zu nehmen. 


8 7. 

(1) Die Perſonen, denen die Sorge für die Perſon eines Kindes zuſteht, ſowie diejenigen, deren Er⸗ 
ziehung oder Pflege ein Kind anvertraut iſt, haben dafür zu ſorgen, daß das ſchulpflichtige Kind die Schule 
regelmäßig beſucht und an ihren Veranſtaltungen teilnimmt. Verſäumt das Kind den Unterricht oder eine 
Veranſtaltung der Schule ohne genügenden Grund, ſo wird gegen die im Satz! bezeichneten Perſonen, 
ſofern fie vorſätzlich oder fahrläſſig gehandelt haben, für den einzelnen Schulverſäumnisfall eine Geldſtrafe 
von 1 bis zu 25 Reichsmark verhängt. Die gleiche Strafe iſt verwirkt, wenn die im Satz bezeichneten 
Perſonen ſich entgegen dem Verlangen des Schulleiters weigern, das ſchulpflichtige Kind zur Unter- 
ſuchung ſeines Geſundheitszuſtandes dem Schul- oder Amtsarzt zuzuführen oder ein privatärztliches oder 
amtsärztliches Zeugnis vorzulegen. 


(2) Arbeitgeber, Dienſt⸗ und Lehrherren dürfen ein ſchulpflichtiges Kind während der Zeit, in der 
es am Unterricht oder einer ſonſtigen Veranſtaltung der Schule teilzunehmen hat, ſowie während der zum 
Gange dorthin erforderlichen Zeit nicht beſchäftigen, auch nicht dulden, daß das Kind während dieſer Zeiten 
durch ihre Aufſeher, Gehilfen oder Arbeiter in ihrem Dienſte beſchäftigt wird. Bei vorſätzlicher oder fahr⸗ 
läffiger Zuwiderhandlung wird gegen die Arbeitgeber, Dienſt⸗ und Lehrherren für jeden einzelnen Fall 
eine Geldſtrafe von 1 bis zu 150 Reichsmark verhängt, ſofern nicht nach anderen Geſetzen eine härtere Strafe 
verwirkt iſt. 

(3) Die gleiche Strafe trifft diejenigen Perſonen, die ſchulpflichtige Kinder oder die in Abſ. 1 und 
Abſ. 2 bezeichneten Perſonen durch Mißbrauch des Anſehens, durch Überredung oder andere Mittel dazu 
beſtimmen, der Schulpflicht entgegenzuhandeln. 


88. 
(1) Die Strafverfolgung in den Fällen des $ 7 tritt nur auf Antrag des Schulleiters oder der Schul⸗ 
aufſichtsbehörde ein; eine Zurücknahme des Antrags iſt zuläſſig. 
(2) Die durch Strafverfügung endgültig feſtgeſetzten Geldſtrafen fließen dem beteiligten Schul⸗ 
verbande zu. 


99. 


Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1928 in Kraft. Mit dem gleichen Tage treten alle ihm entgegenſtehenden 
Beſtimmungen außer Kraft. In der Provinz Schleswig⸗Holſtein kann durch Provinzial⸗Satzung beſtimmt 
werden, daß die Schulpflicht für Knaben, ſoweit ſie bisher neun Jahre gedauert hat, erſt nach Ablauf einer 
neunjährigen Schulpflichtzeit mit Schluß des Schuljahrs endet. N 


— 2 
$ 10. 
Mit der Ausführung dieſes Geſetzes wird der Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung 
beauftragt. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 15. Dezember 1927. 


Giegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Becker. 


Ar. 13290.) Geſetz über die Dienſtverhältniſſe der mit der Wahrnehmung der Geſchäfte eines Urkunds⸗ 
beamten der Geſchäftsſtelle betrauten Beamten. Vom 18. Dezember 1927. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
a §1. 
(1) Zur Wahrnehmung aller Geſchäfte eines Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle iſt berufen, wer 
1. einen mindeſtens dreijährigen Vorbereitungsdienſt abgeleiſtet und 
2. durch eine ſchriftliche und mündliche Prüfung dargetan hat, daß er die für die Wahrnehmung 
der Geſchäfte eines Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle und zur Erfüllung aller Aufgaben 
in der Geſchäftsſtelle notwendigen Kenntniſſe und die dazu erforderliche praktiſche Gewandtheit 
beſitzt (Beamter des ſchwierigen Bürodienſtes). 
(2) Unter welchen Vorausſetzungen Perſonen, welche die erſte juriſtiſche Prüfung beſtanden haben, 
die Befugnis nach Abf. 1 erlangen können, beſtimmt der Juſtizminiſter. 
83) Die im Abſ. 1 genannten Beamten werden auf Lebenszeit planmäßig angeſtellt. 


§ 2. 
(1) Wer 
1. einen mindeſtens einjährigen Vorbereitungsdienſt abgeleiſtet und 
2. durch eine ſchriftliche und mündliche Prüfung dargetan hat, daß er die zur Erfüllung der ein- 
facheren Aufgaben in der Geſchäftsſtelle notwendigen Kenntniſſe und die dazu erforderliche 
praktiſche Gewandtheit beſitzt (Beamter des einfacheren Bürodienſtes), kann 
a) in allen Fällen als Protokollführer wirken, in denen die Zuziehung eines Urkunds⸗ 
beamten der Geſchäftsſtelle vom Geſetze vorgeſchrieben oder zugelaſſen ift; 
b) im übrigen diejenigen einfacheren Obliegenheiten eines Urkundsbeamten der Geſchäfts⸗ 
ſtelle wahrnehmen, die der Juſtizminiſter beſtimmt. 
(2) Die im Abſ. 1 genannten Beamten werden auf Lebenszeit planmäßig angeſtellt. 


S=3; 
Die Vorſchriften über die einſtweilige Wahrnehmung der Geſchäfte eines Urkundsbeamten der Ser Ge⸗ 
ſchäftsſtelle erläßt der Juſtizminiſter. 
| 8 4. 
Den im § 1 Abſ. 1 genannten Beamten ſteht gleich, wer die im § 1 Abſ. 1 des Geſetzes vom 3. März 1879 1879 
(Geſetz amml. ©. 99 vorgeſchriebene Prüfung beſtanden hat oder wer nach 8 1 Abſ. 2 dafelbſt beim Jukraft⸗fraft⸗ 
treten, Big Se ohne Prüfling zum Juſtizoberfekrekär (Gerichtsſchreiber) ernannt werden konnte. 


— 20 
| 9 5. 
() Den im $ 2 genannten Beamten ſteht gleich, wer nach 8 4 Ziffer 1 des Geſetzes vom 3. März 1879 


(Geſetzſamml. S. 99) in der Faſſung der Allgemeinen Verfügung vom 6. Juli 1921 — JMBl S. IE 
zum Juſtizbüroaſſiſtenten ernannt iſt. i 


(2) Unter welchen Vorausſetzungen die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes vorhandenen Kanzlei⸗ 
beamten die im 82 bezeichneten Geſchäfte wahrnehmen können, beſtimmt der Juſtizminiſter. 


§ 6 
§ 6. i 

Die nach den bisherigen Beſtimmungen (Geſetz vom 3. März 1879 — Geſetzſamml. S. 99 — in der 
Faſſung der Allgemeinen Verfügung vom 6. Juli 1921 — MOL. S. 374 —) zu Juſtizſekretären — 
Dolmetſcher⸗ (Ober-) Sekretären — ernannten Beamten können die Geſchäfte eines Urkundsbeamten 
der Geſchäftsſtelle wahrnehmen. a 

8 7. 

(1) Geſchäfte der Richter und Staatsanwälte, die einem anderen Beamten auf Grund geſetzlicher 
Vorſchriften zur ſelbſtändigen Erledigung übertragen ſind oder noch übertragen werden, dürfen nur ſolche 
Beamte wahrnehmen, welche die im 91 vorgeſehene Prüfung beſtanden haben oder nach § 4 den im 81 
genannten Beamten gleichſtehen. 


(2) Inwieweit dies für Perſonen gilt, welche die erſte juriſtiſche Prüfung beſtanden haben, beſtimmt 
der Juſtizminiſter. 


88. 
(1) Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Vorſchriften erläßt der Juſtizminiſter. 
(2) Dieſes Geſetz tritt am 1. Januar 1928 in Kraft. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 18. Dezember 1927. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Schmidt. 
Bekanntmachung. 


Der Verlag der Preußiſchen Geſetzſammlung geht mit dem 1. Jauuar 1928 von dem Geſetzſammlungs— 
amt auf R. von Decker's Verlag (G. Schenck), Berlin W 9, Linkſtraße 35, über. Beſtellungen auf den 
laufenden Bezug der Preußiſchen Geſetzſammlung nehmen wie bisher nur die Poſtanſtalten entgegen. Altere 
Jahrgänge und Einzelnummern ſowie die Hauptſachregiſter und Einbanddecken können vom 1. Januar 1928 
ab durch den Buchhandel und unmittelbar von R. von Decker's Verlag (G. Schend), Berlin W9, Pink: 
ſtraße 35, bezogen werden. Zur Vermeidung von Verzögerungen in der Zuſtellung empfiehlt es ſich, die 
Beſtellung bei der Poſt rechtzeitig zu erneuern. 
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